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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 19, 


Juhalt: Geſetz, betreffend die Berliner Stadtſynode und die Parochialverbände in größeren Orten, S. 175, 
— Verordnung über das Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend die Berliner Stadtſynode und die 
Parochialverbände in größeren Orten, S. 182. 


(Nr. 9741.) Geſetz, betreffend die Berliner Stadtſynode und die Parochialverbände in 
größeren Orten. Vom 18. Mai 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
für den Geltungsbereich des Geſetzes vom 25. Mai 1874, betreffend die evangeliſche 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873 (Geſetz-Samml. 
S. 147), was folgt: 

Hal 

Der nach dem anliegenden Kirchengeſetze, betreffend die Berliner Stadtſynode 
und die Parochialverbände in größeren Orten, vom 17. Mai 1895 gebildete 
Stadtſynodalverband der Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin, ſowie die nach Artikel II 
deſſelben Kirchengeſetzes zu bildenden Geſammtverbände in anderen Ortſchaften 
können Rechte, namentlich auch an Grundſtücken, erwerben und Verbindlichkeiten 
eingehen, insbeſondere auch Anleihen aufnehmen, klagen und verklagt werden. 

Die Anleihen dürfen nur zur Erwerbung von Grundſtücken, ſowie zur 
Errichtung neuer kirchlicher Gebäude und Einrichtung von Begräbnißplätzen ver⸗ 
wendet werden. 

§. 2. 

Die Berliner Stadtſynode, ſowie die Verbandsvertretungen der anderen 
Geſammtperbände und deren Organe üben die im Artikel I §§. 5, 6 und 10 des 
Kirchengeſetzes gedachten Rechte in Betreff der Vermögensverwaltung ihrer Verbände 
und der Vertretung derſelben in vermögensrechtlicher Beziehung. 

Die zur Ausübung dieſer Rechte erforderlichen Beſchlüſſe werden Dritten 
gegenüber nach Artikel I $. 10 Abſatz 1 des Kirchengeſetzes feſtgeſtellt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 28. Mai 1895. 
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f r 112 „F. 3. ante 2) 

Artikel 1 §§. 1, 2 Abſatz 1, 2 und 4, 85,5, 6 und 10 Abſatz 1, ſowie 
Artikel II des Kirchengeſetzes können ohne Beſtätigung durch ein Staatsgeſetz nicht 
abgeändert werden. 1 100 

„ u, 
Die Anordnung, durch welche die im Artikel 1 des Kirchengeſetzes dem 
Berliner Stadtſynodalverband übertragenen Rechte und Pflichten ganz oder theil⸗ 
weiſe dem nach Artikel II deſſelben gebildeten Geſammtverbande einer anderen 
Ortſchaft übertragen werden, bedarf der Genehmigung der Staatsbehörde. 

Die nach Artikel I $. 11 und Artikel II Abſatz 3 des Kirchengeſetzes zu er⸗ 
laſſenden Regulative bedürfen der vorgängigen Anerkennung ſeitens der Staats⸗ 
behörde, daß die entworfenen Beſtimmungen dieſem Geſetze nicht zuwider ſind. 


SR 

Auf die Beſchlüſſe über Umlagen (Artikel T §. 6 Abſatz 2 bis 4 des Kirchen⸗ 
geſetzes) findet Artikel 3 Abſatz 3 und 4 des Geſetzes vom 25. Mai 1874 An⸗ 
wendung. ER 

Soll die Umlage, foweit fie anderen Zwecken, als zum Erſatz für auf⸗ 
gehobene Stolgebühren oder zur Berichtigung des Antheils aller Gemeinden des 
Verbandes an den Kreis-, Provinzial⸗ und General⸗Synodalkoſten ſowie an den 
für provinzielle und landeskirchliche Zwecke ausgeſchriebenen Umlagen dient, zehn 
Prozent der Summe der von den pflichtigen Gemeindegliedern jährlich an den 
Staat zu entrichtenden Einkommenſteuer überſteigen, ſo bedarf es der Genehmigung 
der Staatsbehörde, für Umlagebeſchlüſſe der Berliner Stadtſynode derjenigen des 
Staatsminiſteriums. 

Im Uebrigen bewendet es, insbeſondere wegen der Genehmigung der 
ſtaatlichen Aufſichtsbehörde zu den Beſchlüſſen der Berliner Stadtſynode und der 
anderen Verbandsvertretungen, bei den Vorſchriften der Artikel 24 und 27 
Abſatz 1 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 (Geſetz-Samml. S. 125). 

Die im Artikel 24 a. a. O. vorgeſchriebene ſtaatliche Genehmigung iſt nicht 
erforderlich, wenn der Erwerb von Grundeigenthum im Falle einer Zwangs⸗ 
verfteigerung zur Sicherung in das Grundbuch eingetragener Forderungen erfolgt. 


§. 6. 

Weigern ſich die Berliner Stadtſynode oder die Verbandsverkretungen 
anderer Geſammtverbände, geſetzliche Leiſtungen, welche aus der Verbandskaſſe 
zu beſtreiten ſind, auf den Etat zu bringen, feſtzuſetzen oder zu genehmigen, ſo 
findet Artikel 27 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 ſinngemäße Anwendung. 


F. 7. 
Soweit dieſes Geſetz diejenigen Staatsbehörden, welche die in den SS. 4, 
5 und 6 erwähnten Rechte auszuüben haben, nicht ſelbſt bezeichnet, werden ſie 
durch Königliche Verordnung beſtimmt. f 


— Mr — 


ER . Ei 
Die Feſtſetzung des Zeitpunktes, mit welchem dieſes Geſetz in Geltung tritt, 
bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. a 


Mit dieſem Zeitpunkte treten alle dieſem Geſetz und dem anliegenden 
Kirchengeſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Prökelwitz, den 18. Mai 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Thielen. 
Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. v. Köller. Frhr. v. Marſchall. 
Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 


Anlage. 


Kirchengeſetz, 
betreffend 
die Berliner Stadtſynode und die Parochialverbaͤnde in großeren Orten. 
Vom 17. Mai 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen z. 


verordnen, unter Zuſtimmung der Generalſynode, für den Geltungsbereich der 
Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 10. September 1873, was folgt: 


Artikel J. 
H. 1. 


Sämmtliche Kirchengemeinden, welche einer der Berliner Kreisſynoden an⸗ 
gehören und ihren Sitz in der Stadt Berlin haben, werden, unbeſchadet des 
Verhältniſſes zu ihren Kreisſynoden, zu einem Geſammtverbande vereinigt, deſſen 
Vertretung durch die Stadtſynode erfolgt. i 
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Dem Stadtſynodalverbande können durch Anordnung des Konſiſtoriums 
auch ſolche Kirchengemeinden angeſchloſſen werden, welche ihren Sitz nicht in der 
Stadt Berlin haben, aber an eine zum Synodalverbande gehörige Kirchen⸗ 
gemeinde angrenzen. Es bedarf hierzu der Einwilligung der Stadtſynode, ſowie 
der Zuſtimmung der Organe der anzuſchließenden Gemeinde, welche letztere jedoch 
im Falle des Widerſpruchs durch die Provinzialſynode ergänzt werden kann. 


§. 2. 
Die Stadtſynode beſteht aus: 
1) dem Generalſuperintendenten für die Stadt Berlin, in Vakanz⸗ und 
Behinderungsfällen dem vom Kirchenregimente ernannten Vertreter; 
2) je einem Pfarrgeiſtlichen der zum Stadtſynodalverbande gehörigen 
Kirchengemeinden, und zwar demjenigen, welcher den Vorſitz im 
Gemeindekirchenrathe zu führen hat, oder in ſeiner Vertretung dem⸗ 
jenigen Geiſtlichen oder Aelteſten, welcher zu ſeiner Stellvertretung im 
Vorſitz berufen iſt. Für die Domgemeinde tritt der Ober-Hof- und 
Domprediger oder in feiner Vertretung der nächſtälteſte Domprediger ein 

3) den Superintendenten der zum Stadtſynodalverbande gehörigen Diözefen, 
ſofern ſie nicht ſchon auf Grund der Nr. 2 berufen ſind a 

4) gewählten Mitgliedern in doppelter Zahl der zum Stadtſynodalverbande 
gehörigen Kirchengemeinden. Für jedes Mitglied iſt ein Stellvertreter 
zu wählen, welcher im Fall der Behinderung eintritt. 

Die Hälfte der unter Nr. 4 bezeichneten Mitglieder iſt in der Weiſe zu 
wählen, daß jede Gemeinde einen ihrer derzeitigen oder früheren innerhalb des 
Stadtſynodalverbandes wohnenden Aelteſten entſendet. Die andere Hälfte iſt 
aus den angeſehenen, kirchlich erfahrenen und verdienten Männern des Stadt⸗ 
ſynodalverbandes in der Weiſe zu wählen, daß jede Gemeinde, welche mindeſtens 
10 000 Seelen zählt, ein ſolches Mitglied entſendet. Die übrigen Mitglieder 
find, nach den von dem Stadtſynodalvorſtande im Einverſtändniſſe mit dem 
Konſiſtorium für jede Wahlperiode zu treffenden Beſtimmungen, von den nach 
Seelenzahl ſowie ſonſtigen Verhältniſſen bedeutendſten Gemeinden zu wählen. 
Falls das Konſiſtorium ſein Einverſtändniß verſagt, entſcheidet der Evangeliſche 
Oberkirchenrath. 

Ob eine Gemeinde mindeſtens 10 000 Seelen zählt, entſcheidet in Zweifels⸗ 
fällen der Vorſtand der Stadtſynode. Wird dies verneint, ſo ſteht innerhalb 
einer Friſt von 14 Tagen der betheiligten Gemeinde die Beſchwerde an das 
Konſiſtorium zu, welches endgültig entſcheidet. 

Die Wahl der Mitglieder erfolgt auf drei Jahre und wird durch die 
vereinigten Gemeindeorgane vollzogen; wo verfaſſungsmäßig eine Gemeinde⸗ 
vertretung nicht vorhanden iſt, erfolgt die Wahl durch den Gemeindekirchenrath, 
in der Domgemeinde durch das Domkirchenkollegium. Die Gewählten müſſen 
das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt haben. 
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$. 3. 
Der Vorſtand der Stadtſynode hat über die Legitimation ihrer Mitglieder 
zu entſcheiden. Gegen die Entſcheidung kann auf die Beſchlußfaſſung der Stadt⸗ 
ſynode angetragen werden. 


§. 4. 

Diejenigen weltlichen Mitglieder der Stadtſynode, welche noch kein Gelübde 
als Aelteſte abgelegt haben, werden von dem Vorſitzenden der Stadtſynode mit 
demjenigen Gelübde verpflichtet, welches die Mitglieder der Provinzialſynode nach 
$. 63 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873 zu 
leiſten haben. 


$. 5. 

Auf die Stadtſynode gehen die Befugniſſe und Verbindlichkeiten der bis- 
herigen vereinigten Kreisſynoden über. 

Der Stadtſynode liegt, unbeſchadet der Rechte und Pflichten der Aufſichts⸗ 
behörden und der einzelnen Kirchengemeinden, die Förderung einer ausreichenden 
Ausſtattung der Stadt Berlin mit äußeren kirchlichen Einrichtungen, insbeſondere 
Pfarrſtellen, kirchlichen Gebäuden, Begräbnißplätzen, ob. 

Auch hat ſie die Verpflichtung, den einzelnen Kirchengemeinden diejenigen 
Mittel zu gewähren, welche ſie zur Erfüllung der ihnen obliegenden geſetzlichen 
Leiſtungen bedürfen und in Ermangelung zulänglichen Kirchenvermögens und 
dritter Verpflichteter (Patrone, Stadtgemeinde Berlin 2c.) ſich nicht ohne Umlagen 
beſchaffen können. 


$. 6. 

Der Stadtſynodalverband kann Rechte, namentlich auch an Grundſtücken, 
erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, insbeſondere auch Anleihen aufnehmen, 
klagen und verklagt werden. 

Die Mittel, welche die Stadtſynode zur Erfüllung ihrer Aufgaben bedarf, 
werden, ſoweit nicht andere Einnahmen zu Gebote ſtehen, durch Umlage beſchafft. 

Die Umlagen werden unmittelbar auf die Gemeindeglieder ſämmtlicher 
Kirchengemeinden des Stadtſynodalverbandes vertheilt. Sie müſſen gleichzeitig 
in allen Gemeinden nach gleichem Maßſtabe erhoben werden. 

Für den Repartitionsfuß gilt die Vorſchrift des §. 31 Nr. 6 der Kirchen⸗ 
gemeinde und Synodalordnung vom 10. September 1873. 


He 7. 

Die Stadtſynode wählt für die Dauer jeder Synodalperiode einen Vor⸗ 
ſtand und einen geſchäftsführenden Ausſchuß, letzteren mit Ausſchluß ſeines 
Vorſitzenden ($. 9). Beide bleiben bis zur Bildung eines neuen Vorſtandes und 
Ausſchuſſes in Thätigkeit. 
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N §. 8. N 

Der Vorſtand beſteht aus dem Vorſitzenden, dem Stellvertreter deſſelben 
und drei Beiſitzern. Für die Beiſitzer werden Stellvertreter gewählt. Sie 
werden nach der Reihenfolge ihrer Wahl zur Vertretung behinderter Beiſitzer 
vom Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter in den Vorſtand einberufen. Entweder 
der Vorſitzende oder deſſen Stellvertreter muß ein Geiſtlicher ſein, desgleichen je 
einer von den Beiſitzern und deren Stellvertretern. 

Zur Beſchlußfähigkeit des Vorſtandes iſt die Anweſenheit des Vorſitzenden 
oder ſeines Stellvertreters, ſowie zweier Mitglieder oder der für ſie einberufenen 
Stellvertreter erforderlich. 

Dem Vorſtande liegt ob die Vorbereitung und Leitung der Verhandlungen 
der Stadtſynode, ſowie die Ausführung ihrer Beſchlüſſe, inſoweit nicht letztere 
nach Maßgabe dieſes Geſetzes und des nach $. 11 zu erlaſſenden Regulativs dem 
geſchäftsführenden Ausſchuß zukommt. 


§. 9. 
Der geſchäftsführende Ausſchuß beſteht 
1) aus dem Generalſuperintendenten für die Stadt Berlin, in Vakanz⸗ 
und Behinderungsfällen dem nach F. 2 Nr. 1 ernannten Vertreter, als 
Vorſitzenden, und 
2) aus ſechs Mitgliedern. 
Für letztere werden Stellvertreter gewählt. 
Sie werden nach der Reihenfolge ihrer Wahl zur Vertretung behinderter 
Mitglieder vom Vorſitzenden in den Ausſchuß einberufen. 
Ein juriſtiſches Mitglied des Konſiſtoriums nimmt an den Sitzungen des 
Ausſchuſſes mit berathender Stimme Theil. 


$. 10. 


Der geſchäftsführende Ausſchuß vertritt den Stadtſynodalverband in ver⸗ 
mögensrechtlicher Beziehung, in ſtreitigen wie in nicht ſtreitigen Rechtsſachen nach 
außen und verwaltet deſſen Vermögen nach Maßgabe der Beſchlüſſe der Stadt⸗ 
ſynode. Urkunden über Rechtsgeſchäfte, welche den Stadtſynodalverband gegen 
Dritte verpflichten ſollen, ingleichen Vollmachten, müſſen unter Anführung des 
betreffenden Beſchluſſes der Stadtſynode beziehungsweiſe des geſchäftsführenden 
Ausſchuſſes von dem Vorſitzenden und zwei Mitgliedern des geſchäftsführenden 
Ausſchuſſes unterſchrieben und mit dem Siegel des Ausſchuſſes verſehen ſein. 
Hierdurch wird Dritten gegenüber die ordnungsmäßige Faſſung der Beſchlüſſe 
der Stadtſynode ſowie ihres geſchäftsführenden Ausſchuſſes feſtgeſtellt, ſo daß es 
eines Nachweiſes der einzelnen Erforderniſſe derſelben nicht bedarf. 

Zur Beſchlußfähigkeit des Ausſchuſſes iſt die Anweſenheit des Vorſitzenden 
und die von drei Mitgliedern oder Stellvertretern erforderlich. 


tn 
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„Die näheren Beſtimmungen über die Geſchäftsführung der Stadtſynode 
und ihrer Organe werden durch ein in ihrem Einverſtändniſſe von dem Kon⸗ 
ſiſtorium zu erlaſſendes Regulativ feſtgeſetzt. a x 


Arkikel II. 


Auch in anderen Ortſchaften, welche mehrere, unter einem gemeinſamen 
Pfarramt nicht verbundene Parochien umfaſſen, können die im Artikel I dieſes 
Geſetzes dem Berliner Stadtſynodalverband übertragenen Rechte und Pflichten 
ganz oder theilweiſe einem aus einigen oder ſämmtlichen Kirchengemeinden der 
betreffenden Ortſchaft, geeigneten Falles unter Einbeziehung angrenzender Kirchen⸗ 
gemeinden gebildeten Geſammtverband übertragen werden. 

Erfolgt die Bildung eines ſolchen Verbandes, ſo werden die der Berliner 
Stadtſynode übertragenen Befugniſſe und Verpflichtungen von einer beſonderen, 
aus den Vorſitzenden der Gemeindekirchenräthe ſämmtlicher Verbandsgemeinden 
und der mindeſtens doppelten Anzahl gewählter Mitglieder zu bildenden Verbands⸗ 
vertretung ausgeübt, welche letztere von den vereinigten Gemeindeorganen der 
einzelnen Gemeinden aus den jeweiligen Aelteſten und Vertretern der betreffenden 
Gemeinde auf die Dauer ihres Hauptamts zu wählen ſind. | 

Die näheren Beſtimmungen über die Einrichtung und Geſchäftsführung 
der Verbandsvertretung werden im einzelnen Falle durch ein vom Konſiſtorium 
unter Theilnahme des Provinzial⸗Synodalvorſtandes zu erlaſſendes Regulativ 
feſtgeſetzt. 

0 e Anordnung erfolgt durch das Konſiſtorium unter Theilnahme des 
Provinzial⸗Synodalvorſtandes und erfordert die Zuſtimmung aller betheiligten Ge⸗ 
meinden oder, falls die Seelenzahl der ihr zuſtimmenden Gemeinden wenigſtens 
die Hälfte der Geſammtſeelenzahl des zu bildenden Parochialverbandes beträgt, 
die Genehmigung der Provinzialſynode. 


Artikel III. 


Die Feſtſetzung des Zeitpunktes, mit welchem dieſes Geſetz in Geltung 
tritt, bleibt Königlicher Verordnung vorbehalten. 

Mit dieſem Zeitpunkte kommen die vereinigten Kreisſynoden von Berlin 
in Wegfall. a 

Die Organe der bisherigen vereinigten Kreisſynoden von Berlin bleiben 
jedoch noch ſo lange als Organe der Stadtſynode in Wirkſamkeit, bis dieſe 
neu gebildet iſt. 

Auch behält für die Stadtſynode das Regulativ der vereinigten Kreis⸗ 
ſynoden, inſoweit es mit den Beſtimmungen dieſes Geſetzes vereinbar iſt, ſo 
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= 1 
lange Geltung, bis nach Artikel I $. 11 ein anderweites Regulativ zu Stande 
gekommen iſt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Prökelwitz, den 17. Mai 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 


In Verhinderung des Präſidenten 
des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths: 


von der Goltz. 


(Nr. 9742.) Verordnung über das Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend die Berliner Stadt- 
ſynode und die Parochialverbände in größeren Orten. Vom 18. Mai 1895. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des §. 7 des Geſetzes, betreffend die Berliner Stadtſynode 
und die Parochialverbände in größeren Orten, vom 18. Mai 1895, auf den 
Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Einziger Artikel. 

Das Geſetz, betreffend die Berliner Stadtſynode und die Parochialverbände 
in größeren Orten, vom 18. Mai 1895 tritt mit dem Tage ſeiner Verkündigung 
in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Prökelwitz, den 18. Mai 1895. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. Frhr. v. Berlepſch. Miquel. Thielen. 
Boſſe. Bronſart v. Schellendorff. v. Köller. Frhr. v. Marſchall. 
Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


